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Die Erste Seite

GmbH-gebVoderVerantwortungseigentum
weitergedacht?

Der Koalitionsvertrag der Ampel-Regierung sieht vor, eine geeignete

Rechtsgrundlage zu schaffen, um einen Vorschlag der „Stiftung Verant-

wortungseigentum“ für eine „GmbH mit gebundenem Vermögen“

(GmbH-gebV) aufgreifen zu können. Der Vorschlag ist jedoch weder ge-

eignet noch erforderlich für die Zielsetzung eines nachhaltigen und ver-

antwortungsvollen Unternehmertums. Um wirtschaftliche Tätigkeit und

Gemeinwohl zukünftig noch stärker zusammenzudenken, gibt es andere

und bessere Möglichkeiten.

Mit der GmbH-gebV soll eine Rechtsform für Unternehmen mit einem

treuhänderischen Unternehmensverständnis geschaffen werden, bei der

eine Gewinnausschüttung an die Gesellschafter ausgeschlossen wird. Das

Vermögen sowie die zu erzielenden Ge-

winne sollen im Unternehmen verbleiben.

Grundsätzlich ist es begrüßenswert, wenn

verschiedene, für die jeweiligen Bedarfe

geeignete Rechtsformen zur Verfügung

stehen. Die positiven Rückmeldungen, die

zur Aufnahme dieses Vorhabens in den

Koalitionsvertrag geführt haben, resultie-

ren jedoch nicht aus einer sachlichen Ab-

wägung der Vor- und Nachteile einer sol-

chen etwaigen neuen Rechtsform. Wenn man den Verfechtern und Ver-

fechterinnen zuhört, könnte man den Eindruck gewinnen, dass die

„GmbH-gebV“ die Vision eines altruistischen Wirtschaftens im marktwirt-

schaftlichen Gewand juristisch möglich machen würde. Dabei ist festzu-

halten: Die Unternehmen, die sich unwiderruflich für die neue ange-

dachte Rechtsform entscheiden würden, müssten keinerlei zwingenden,

spezifischen Bezug zum Allgemeinwohl haben. Sie wären in der Auswahl

ihres Geschäftsgegenstands und -zwecks vollkommen frei.

Hinzu kommt, dass es in Deutschland bereits eine Vielfalt an Rechtsfor-

men gibt, etwa die Stiftung, die Kapital- oder Personengesellschaften,

die Genossenschaft oder den Verein, die bereits heute nachhaltiges und

werteorientiertes Unternehmertum ermöglichen. Spätestens wenn man

darauf verweist, wird der Einwand laut, dass alle diese Formen einen ho-

hen Beratungsaufwand zur Herstellung von Rechtssicherheit erfordern

würden. Gerade für KMU und junge Unternehmer und Unternehmerin-

nen hört sich ein vermeintlich „einfaches“ und dem Zeitgeist entspre-

chendes Konstrukt der GmbH mit gebundenem Vermögen natürlich viel

verlockender an als beispielsweise eine Stiftungsgründung.

Anerkannte Experten und Expertinnen, darunter Prof. Dr. Birgit Weitemeyer,

Prof.Dr. Peter Rawert und Prof.Dr. Rainer Hüttemann, haben die angestrebte

RechtsformeinemRealitätscheck unterworfen.Wir teilen die von ihnen vor-

gebrachten Bedenken. Eine auf ewig wirksame Kapitalbindung im Gesell-

schaftsrecht bleibt in Hinsicht auf die unionsrechtliche Kompatibilität zwei-

felhaft. Eine hohe Missbrauchsanfälligkeit des Konstrukts über indirekte

Ausschüttungen würde zudem dazu führen, dass sich die Governance der

gewünschten Rechtsform innerhalb kürzester Zeit erheblich verkomplizie-

ren dürfte. Bereits der Koalitionsvertrag weist explizit daraufhin, dass der

Ausschluss von Steuersparkonstruktionen sichergestellt werden müsse. In

der Tat gibt es verschiedene steuerliche Gerechtigkeitslücken: Da die Be-

steuerung bei einem Anteilsübergang nur auf Basis der geleisteten Einlage

erfolgen soll, wird das in der GmbH-gebV angehäufte Vermögen dauerhaft

der Schenkung- und Erbschaftsteuer entzogen, auch im Falle möglicher

verdeckter Ausschüttungen. Bislang gibt es dieses Privileg nur bei gemein-

nützigenOrganisationen. Das Recht sollte je-

doch weiterhin zwischen gemeinnützigem

Wirken im Interesse der Allgemeinheit und

privatwirtschaftlichem Wirken unterschei-

den. Vor dem Hintergrund der enormen

rechtlichen Bedenken ist es wenig verwun-

derlich, dass sich das Bundesministerium der

Justiz bislang zögerlich gezeigt hat.

Da der Bundesverband Deutscher Stiftun-

gen die wichtige Debatte unterstützt, wie

sich wirtschaftliche Tätigkeit und Gemeinwohl noch stärker zusammen-

denken lassen, hat er gemeinsam mit dem Bundesverband der Deut-

schen Industrie (BDI) Vorschläge vorgelegt. Beide Verbände plädieren für

eine sinnvolle Weiterentwicklung bestehender Rechtsformen, insbeson-

dere auch der Stiftung. So wichtig beispielsweise die Ewigkeitsstiftung

als rechtliches Konstrukt ist, so offensichtlich ist gleichzeitig der Bedarf

nach kontinuierlichen Anpassungen. Für den Stiftungssektor haben sich

die beiden Verbände im Zuge der 2021 verabschiedeten Stiftungsrechts-

reform vergeblich für ein Änderungsrecht des Stifters zu Lebzeiten sowie

für Stiftungen auf Zeit eingesetzt. Denkbar wäre es aber auch, etablierte

ausländische Regelungsmodelle zum Vorbild zu nehmen, wie die Benefit

Corporation in den USA mit der doppelten Zielsetzung einer Gewinn-

und Gemeinwohlorientierung oder die Community Interest Company in

England. Diese Rechtsformen müssen ein Gemeinwohl- oder Nachhaltig-

keitserfordernis erfüllen und sind durch ein ausgeprägtes internes bzw.

externes Kontrollsystem gekennzeichnet.

Neben der Frage zur Weiterentwicklung von Rechtsformen wäre auch

die Idee eines breit aufgestellten, gesetzlichen oder privatrechtlichen

Zertifizierungsregimes eine Möglichkeit, nachhaltiges Wirtschaften nach

außen sichtbar zu machen. Grundsätzlich gilt: Die genannten Verbände

stehen dem Gesetzgeber gerne für Diskussionen zur Verfügung, wie der

Wunsch nach mehr „Corporate Purpose“ umgesetzt werden kann.

DerVorschlag einer „GmbHmit
gebundenemVermögen“ (GmbH-
gebV) ist weder geeignet noch
erforderlich für die Zielsetzung
eines nachhaltigen und verant-

wortungsvollenUnternehmertums.
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